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5%. JAHRGANG Nr. 4 1. APRIL 1960

Heimatunterstiitzung an hilfsbediirftige Deutsche in der Schweiz*®

Im Jahre 1952 hat die Heimatunterstitzung hilfsbediirftiger Deutscher in
der Schweiz durch den Abschlull der deutsch-schweizerischen Fiirsorgeverein-
barung vom 14.Juli 1952 und der Bonner Vereinbarung vom 2. September 1952
eine vollige Neuregelung erfahren. Seither sind die Grundsitze der Heimatunter-
stiitzung durch die Titigkeit des Fachausschusses der deutschen Landesfiirsorge-
verbiande zur Fortentwicklung der Bonner Vereinbarung durch den Abschlul3 der
Freiburger Erginzungsvereinbarung vom 30.Juli 1953 und durch den deutsch-
schweizerischen Meinungsaustausch am 10. Dezember 1953 in Basel und am
1. Marz 1955 in Stuttgart derart weiter entwickelt worden, dall es gerechtfertigt
erscheint, im folgenden auf die Vorgeschichte und die Entwicklung der Heimat-
unterstiitzung an hilfsbediirftige Deutsche in der Schweiz niher einzugehen.

1. Vorgeschichte

Der Rechtsanspruch jedes hilfsbediirftigen Deutschen gegeniiber der offent-
lichen Firsorge gilt grundsitzlich nur fiir Hilfsbedirftige im Inland, nicht aber
fur die hilfsbediirftigen Deutschen im Ausland.

Die Beschrinkung der Gewidhrung von Fiirsorgeunterstiitzung auf Hilfs-
bediirftige im Inland hatte in friiheren Jahren zur Folge, daB die deutschen Hilfs-
bediirftigen in der benachbarten Schweiz wegen ihrer Mittellosigkeit im Regel-
falle ausgewiesen oder ihre Heimschaffung durch die deutsche Auslandsvertretung
veranla3t wurde.

Um die drohende Ausweisung hilfsbediirftiger Deutscher in der Schweiz zu
vermeiden, hat das frithere Deutsche Reich bereits in dem Niederlassungsvertrag
mit der schweizerischen Eidgenossenschaft vom 13. November 1909 Bestimmun-
gen iiber die Fiirsorge fiir hilfsbediirftige Deutsche aufgenommen. Auf Grund

* Leicht gekiirzte und ergéanzte Wiedergabe einer Arbeit von Herrn Oberregierungsrat
Hans Schwérer, Freiburg im Breisgau, in « Blitter der Wohlfahrtspflege in Baden-Wiirttem-
berg», Juli 1956, Nr. 7.



dieser Bestimmungen bildete sich im Verhiltnis zwischen dem Deutschen Reich
und der Schweiz die Ubung heraus, die Heimschaffung Hilfsbediirftiger nach
Deutschland durch Kostenerstattung an die schweizerischen Armenbehorden ab-
zuwenden. Als freiwillige Aufgabe iibernahmen es die deutschen Landesfiirsorge-
verbéinde, den zahlreichen Deutschen, die insbesondere vor dem 1.Weltkrieg in
die Schweiz umgesiedelt waren, bei Arbeitsunfihigkeit und Krankheit Unter-
stiitzung zu gewihren, um deren drohende Heimschaffung nach Deutschland zu
verhindern. In den Jahren 1927-1930 bestand die Absicht, diese Ubung der deut-
schen Landesfiirsorgeverbéande auf eine vertragliche Grundlage mit der Schweiz
zu stellen. Verhandlungen zwischen dem Deutschen Reich und der Schweiz fiihrten
im Jahre 1930 zur Aufstellung eines Entwurfs fiir ein deutsch-schweizerisches
Fiirsorgeabkommen. Der AbschluB dieses Staatsvertrages kam aber nicht zu-
stande.

Mit dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches im Jahre 1945 kamen auch
die Uberweisungen von Fiirsorgeleistungen fiir hilfsbediirftige Deutsche in der
Schweiz zum Erliegen. Die schweizerische Bundesregierung richtete daraufhin in
Bern eine schweizerische Dienststelle, die sogenannte «Deutsche Interessenver-
tretung in der Schweiz » ein, welche aus den in der Schweiz verwalteten beschlag-
nahmten deutschen Vermdgen an etwa 3500 hilfsbediirftige Deutsche iiber die
schweizerischen Fiirsorgebehoérden laufende Unterstiitzungen zahlte, so dal3 hier-
durch die hilfsbediirftigen Deutschen in der Schweiz auch ohne Hilfe der deutschen
Landesfiirsorgeverbiénde in den schweren Jahren nach dem Kriege vor Not und
vor Heimschaffung bewahrt blieben.

2. Deutsch-schweizerische Fiirsorgevereinbarung vom 14.Juli 1952

Im Jahre 1951 waren die aus beschlagnahmten deutschen Vermogenswerten
stammenden Mittel der « Deutschen Interessenvertxetung» nahezu aufgebraucht.
Die schweizerische Bundesregierung ging daher dazu iiber, anstaltspflege- und
hilfsbediirftige deutsche Kranke heimzuschaffen und kundlgte dariiber hinaus an,
alle hilfsbediirftigen deutschen Staatsangehorigen auszuweisen, wenn deutscher-
seits die vor 1945 iibliche Zahlung von Helmatunterstutzunor mcht wieder auf-
genommen wiirde. Um die Heimschaffung der schon zum Teil smt Jahrzehnten in
der Schweiz wohnhaften Deutschen zu verhindern, erklirte sich die deutsche Bun-
desregierung zu Verhandlungen iiber den AbschluB} eines Fiirsorgeabkommens auf
der Grundlage der gegenseitigen Kostenerstattung bereit. Sie ging hierbei von der
Erkenntnis aus, daBl die Heimschaffung der hilfsbediirftigen Deutschen aus der
Schweiz zu Hirten und der Verlust aller Verbindungen zu einer Verschirfung
ihrer Notlage fiihren miite. Dazu kam, dall die damalige Situation im Bundes-
gebiet ein Anwachsen der Wohnungsnot oder Arbeitslosigkeit durch Heimschaf-
fung hilfsbediirftiger Deutscher nicht ratsam erscheinen lief. SchlieSlich hitte die
angedrohte Heimschaffung grofleren Umfangs auch zu einer nicht tragbaren Be-
lastung der Landesfiirsorgeverbinde Freiburg, Stuttgart, Karlsruhe und Sigma-
ringen gefiihrt, da aus deren Gebieten mehr als die Hélfte aller hilfsbediirftigen
Deutschen in der Schweiz stammt. '

Das Ergebnis dieser Verhandlungen war als erstes zwischenstaatliches Fiir-
sorgeabkommen nach dem 2, Weltkrieg die « Vereinbarung zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft iiber die Fiir-
sorge fiir Hilfsbediirftige », die am 14. Juli 1952 abgeschlossen wurde und welcher
der Deutsche Bundestag am 17. Mirz 1953 zustimmte.
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Die deutsch-schweizerische Fiirsorgevereinbarung vom 14. Juli 1952 fullt auf
dem Grundsatz der Gleichbehandlung der fremden Hilfsbediirftigen mit den ein-
heimischen Hilfsbediirftigen der beiden Staaten. Artikel 1 Abs. 1 dieser Verein-
barung sagt: «Jeder vertragschlieBende Teil verpflichtet sich, den in seinem Ge-
biet sich aufhaltenden hilfsbediurftigen Angehdrigen des anderen Teiles in gleicher
Weise und unter den gleichen Bedingungen wie den eigenen Angehorigen die notige
Fiirsorge zu gewihren.»

Die Leistungen des einen Staates werden nicht davon abhingig gemacht, ob
der andere Staat gleichartige oder gleichwertige Leistungen an Hilfsbediirftige ge-
wihrt. Art und Umfang der Leistungen hingen vielmehr von der Firsorgegesetz-
gebung der beiden Staaten ab, und zwar fiir die Schweiz von der Armengesetz-
gebung der Kantone und fiir die Bundesrepublik Deutschland von den bundes-
rechtlichen Fiirsorgegesetzen, also der Fiirsorgepflichtverordnung, den Reichs-
grundséitzen und der The-Verordnung vom 8.September 1942 usw. Die Leistungen
werden vom Aufenthaltsstaat nach den Sitzen fiir einheimische Hilfsbedirftige
gewihrt und vom Heimatstaat ersetzt.

Voraussetzung fiir die Kostenerstattung ist die Staatsangehorigkeit. Als
Deutsche gelten die deutschen Staatsangehdrigen und die deutschen Volks-
zugehorigen, die nach Artikel 116 Abs. 1 des Bonner Grundgesetzes Anspruch auf
Ausstellung eines Reisepasses der Bundesrepublik haben. Die Schweiz hat neben
ihren eigenen Staatsangehdrigen auch die Unterstiitzung fiir die in der Schweiz
Iebenden ehemaligen Schweizerinnen zu iibernehmen, welche ihre Schweizer
Staatsbiirgerschaft durch Heirat mit einem Deutschen verloren haben und allein-
stehende Frauen im Sinne des deutsch-schweizerischen Vertrages vom 15. Marz
1943 sind. Die Kosten der Fiirsorge wihrend der ersten 30 Tage nach Eintritt der
Hilfsbediirftigkeit werden vom Aufenthaltsland getragen ohne Kostenersatz
(Pflichtmonat).

Die deutsch-schweizerische Fiirsorgevereinbarung regelt auch die Frage der
Heimschaffung Hilfsbediirftiger und schlieflt eine solche aus, wenn Menschlich-
keitsgriinde dagegen sprechen, ferner wenn nur voriibergehende Hilfsbediirftig-
keit oder wenn Transportunfihigkeit vorliegt.

Im SchluBiprotokoll zu der deutsch-schweizerischen Fiirsorgevereinbarung
wurde vereinbart, daB zur Durchfiihrung der Uberweisung von Fiirsorgeleistungen
in die Schweiz deutscherseits eine « Zentralstelle » zu bilden sei. Diese Zentralstelle
wurde von den deutschen Landesfiirsorgeverbinden im Einvernehmen mit dem
Bundesinnenministerium mit Riicksicht auf die Grenznihe beim Landesfiirsorge-
verband Breiburg i. Br. eingerichtet. Mitbestimmend war auch die Tatsache, daf}
auf den Landesfiirsorgeverband Freiburg etwa 309, der gesamten Unterstiitzungs-
fille von hilfsbhediirftigen Deutschen in der Schweiz entfallen und daf der friihere
Landesfiirsorgeverband Baden in Karlsruhe schon vor 1945 bei der Gewihrung
von Heimatunterstiitzungen in die Schweiz Erfahrungen sammeln konnte, die
einer zentralen Bearbeitung dieser neuen Aufgabe zugute kamen.

3. Bonmner Vereinbarung vom 2. September 1952

Da die Verpflichtungen aus der deutsch-schweizerischen Fiirsorgevereinbarung
nur zwischen der Schweiz und der deutschen Bundesregierung gelten, trat die
Bundesregierung zu ihrer Durchfithrung an die deutschen Landesfiirsorgeverbénde
heran, um diese entsprechend der Ubung in den Jahren 1909-1939 zu veranlassen,
sich an der Kostenerstattung fiir hilfsbediirftige Deutsche in der Schweiz in der



Hohe zu beteiligen, wie sie vom jeweils zustiandigen Landesfiirsorgeverband im
Falle der Heimschaffung aufzubringen wire. Zu diesem Zweck wurde im September
1952 die sogenannte « Bonner Vereinbarung zwischen den Landesfiirsorgeverbén-
den iiber die Fiirsorgeleistungen fiir hilfsbediirftige Deutsche im Ausland» ab-
geschlossen, welche innerdeutsche Bestimmungen dariiber trifft, welcher deutsche
Landesfiirsorgeverband zum Ersatz des in der Schweiz fiir hilfsbediirftige Deutsche
entstandenen Fiirsorgeaufwandes zustindig ist.

Nach der Bonner Vereinbarung gewidhren die deutschen Landesfiirsorge-
verbdnde iiber die «Zentralstelle» den schweizerischen Armenbehdrden Ersatz
des Fiirsorgeaufwands in Hohe der fiir ihren Bereich mafgeblichen fiirsorgerecht-
lichen Bestimmungen. Die Unterstiitzungssitze in der Schweiz sind aber im Ver-
hiltnis zu den in Deutschland iiblichen Fiirsorgesidtzen infolge des hoheren
Lebensstandards in der Schweiz um 40-509, héher. Da den deutschen Landesfiir-
sorgeverbanden nicht zugemutet werden konnte, die Differenz zwischen den Kosten
im Falle des Verbleibens in der Schweiz und der Heimschaffung nach Deutschland
zu tragen, verpflichtete sich die deutsche Bundesregierung, diese Differenz zu
iibernehmen. Durch diese Zuschiisse der Bundesregierung erhalten die schweizeri-
schen Firsorgebehorden Ersatz ihrer Unterstiitzungsaufwendungen fiir hilfs-
bediirftige Deutsche in der Schweiz in vollem Umfang.

4. Freiburger Erginzungsvereinbarung vom 30.Juli 1953 und Auslejungsregeln
zur Bonner Vereinbarung

Bei der Durchfiithrung der Bonner Vereinbarung ergaben sich in der Praxis
schon bald Zweifelsfragen tiber ihre Auslegung sowie Liicken in der Zustindigkeits-
regelung im Falle der freiwilligen Riickkehr von Hilfsbediirftigen aus der Schweiz
nach Deutschland. Die Arbeitsgemeinschaft der deutschen Landesfiirsorgeverbinde
bildete zur Klirung dieser strittigen Fragen einen «Fachausschuf3 zur Fortent-
wicklung und Auslegung der Bonner Vereinbarung», der im Einvernehmen mit
dem Bundesinnenministerium die «Freiburger Erginzungsvereinbarung» vom
30.Juli 1953 und die «Auslegungsregeln zur Bonner Vereinbarung» erarbeitete.

Die Freiburger Erginzungsvereinbarung war im Interesse der Entlastung der
Firsorgeverbéinde an der Grenze, die durch die Heimatunterstiitzungen fiir hilfs-
bediirftige Deutsche in der Schweiz an und fiir sich schon stirker belastet waren,
dringend erforderlich. In der Bonner Vereinbarung ist die Betreuung von hilfs-
bediirftigen Deutschen nur im Falle der Heimschaffung auf Antrag des zustidndigen
Landesfiirsorgeverbandes oder durch schweizerische Behorden und die deutsche
Auslandsvertretung geregelt. In zahlreichen Fillen kehren aber Hilfsbediirftige
aus der Schweiz auch freiwillig nach Deutschland zuriick und muflten von den
Grenzfiirsorgeverbidnden firsorglich betreut werden. Fiir diesen Personenkreis,
soweit er nach einem Auslandsaufenthalt von mehr als einem Jahr binnen einem
Monat nach Grenziibertritt nach Deutschland hilfsbediirftig wird, iibernimmt die
Freiburger Erginzungsvereinbarung die Regelung der Zustindigkeit und der
Lastenverteilung zwischen den Landestfiirsorgeverbinden aus der Bonner Ver-
einbarung.

Zu zahlreichen anderen Zweifelsfragen, wie zum Beispiel der Anrechnung von
Einkommen und Renten hilfsbediirftiger Deutscher auf Fiirsorgeleistungen in der
Schweiz, Geltendmachung von Unterhaltsanspriichen, Unterstiitzungsgewihrung
neben und auBlerhalb der o6ffentlichen Firsorge, Umfang der Auslandsfiirsorge,
Ubernahme von Schulden Hilfsbediirftiger (Sanierung), ferner zur Frage der



Staatsangehorigkeit, Heimschaffung, zum Begriff «alleinstehende Frauen» und
Haushaltsgemeinschaft, schlieBlich zu Zustandigkeitsfragen hat der Fachausschuf3
zur Fortentwicklung und Auslegung der Bonner Vereinbarung Auslegungsregeln
erarbeitet, die dann vom Bundesinnenministerium herausgegeben wurden. Es
wiirde im Rahmen dieser Darstellung zu weit fiithren, auf diese Fragen im einzelnen
niher einzugehen. Es darf aber festgestellt werden, dal} die praktische Arbeit bei
der Durchfithrung der Bonner Vereinbarung durch die Titigkeit dieses Fachaus-
schusses eine malfigebliche Forderung erfahren hat.

Andere Zweifelsfragen, vor allem auf dem Gebiet der deutsch-schweizerischen
Fiirsorgevereinbarung vom 14. Juli 1952, erfuhren ihre Abklirung und Auslegung
durch den deutsch-schweizerischen Memungsaustausch am 10. Dezember 1953
in Basel und am 1. Médrz 1955 in Stuttgart.

3. «Zentralstelle Schweiz» beim Landesfiirsorgeverband Freiburg . Br.

Die Durchfiithrung der Bonner Vereinbarung, vor allem die zentrale Kosten-
abrechnung mit den Schweizer Behorden, dem Bundesinnenministerium und den
deutschen Landesfiirsorgeverbinden hat in den vergangenen vier Jahren die
«Zentralstelle Schweiz» beim Landesfiirsorgeverband Freiburg iibernommen. Zu
Beginn threr Tétigkeit im September 1952 fand die Zentralstelle 2118 Unter-
stiitzungsfille mit 3450 hilfsbediirftigen Deutschen in der Schweiz vor. Davon
entfielen auf den

Landesfiirsorgeverband Freiburg v onom w1 2%
Landesfiursorgeverband Stuttgart . . . . . 219
Landesfiirsorgeverband Karlsruhe . . . . 39
Landesfiirsorgeverband Hohenzollern . . . 29

559,

Die restlichen 459, der Unterstiitzungsfille verteilten sich auf die iiber 23
Landesfiirsorgeverbinde im Bundesgebiet und den Landesfiirsorgeverband Berlin-
West. Diese Zahl von Unterstiitzungsfillen ist auch in den zuriickliegenden vier
Jahren mit geringen Schwankungen gleich geblieben.

Eine altersmiBige Aufteilung ergab einen interessanten Einblick in die Griinde
und Voraussetzungen der Hilfsbediirftigkeit dieser Deutschen in der Schweiz.

Von den unterstiitzten Personen sind

80 Jahre und dlter . . . . . . . . . . . 199
70-80 Jahre . . . . . . . . . . .. .. 33Y%
60-70 Jahre . . . . . . . . . . . . . . 169%
50 Jahre und jinger. . . . . . . . . . . 2bB9%

Es handelt sich also bei der Mehrzahl der Unterstiitzungsfille um alte und
arbeitsunfihige Deutsche, deren Hilfsbediirftigkeit nicht zuletzt dadurch hervor-
gerufen ist, daB3 die Schweiz seinerzeit keine den deutschen Verhiltnissen ent-
sprechende Invaliden-, Arbeitslosen- und Altersversicherung kannte.

Das Verfahren bei der Zentralstelle wickelt sich wie folgt ab:

Hilfsbediirftice Deutsche in der Schweiz stellen einen Antrag auf Unter-
stiitzung bei der ortlich zustindigen schweizerischen Fiirsorgebehorde, diese fullt
das zwischen der Schweiz und Deutschland vereinbarte Meldeformular aus und
ibersendet dieses iiber die kantonale Fiirsorgebehorde an das zusténdige deutsche
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Konsulat. Das Meldeformular wird von diesem nach Priifung der Staatsangehérig-
keit usw. der Zentralstelle Schweiz beim Landesfiirsorgeverband Freiburg zu-
geleitet, welche ihrerseits die Aufgabe hat, den zustindigen deutschen Landes-
fiirsorgeverband festzustellen. Soweit es sich um einen « Verteilungsfall » handelt,
der dann vorliegt, wenn der Hilfsbediirftige und die bei ihm im Haushalt lebenden
Angehérigen weder im Bereich der Bundesrepublik Deutschland noch in West-
Berlin geboren sind, erfolgt die Bestimmung des zustindigen Landesfiirsorge-
verbandes durch das Bundesinnenministerium in Bonn. Sonst iibersendet die
Zentralstelle dem als zusténdig festgestellten deutschen Landesfiirsorgeverband
das Doppel des Meldeformulars und sonstiger Unterlagen. Gleichzeitig wird die
Erteilung eines Kostenanerkenntnisses beantragt. Nach Eingang des Kosten-
anerkenntnisses wird das zustdndige Konsulat verstindigt, daf3 die Fursorge-
aufwendungen fiir den betreffenden Hilfsbediirftigen in der Schweiz von der
Zentralstelle ibernommen werden. Das deutsche Konsulat benachrichtigt dann
die zustdndige kantonale Fiirsorgebehorde.

Die kantonale Fiirsorgebehorde legt die Gesamtaufstellung iiber Fiirsorge-
aufwendungen der kantonsangehérigen Armenbehoérden vierteljahrlich iiber das
zustidndige deutsche Konsulat der Zentralstelle in Freiburg vor, die nach Prifung
der Kantonsrechnungen den Gesamtbetrag unmittelbar an die zustindige Kantons-
kasse iiberweist. Die Zentralstelle fordert dann von dem fiir den Einzelfall zu-
stindigen deutschen Landesfiirsorgeverband vierteljahrlich den Kostenanteil an
und verrechnet die nicht gedeckten Aufwendungen des Einzelfalles unmittelbar
mit dem Bundesinnenministerium.

Wihrend zunichst die deutschen Landesfiirsorgeverbinde im Einzelfall in der
Hohe beteiligt waren, zu welcher sie nach den fiir ihren Bereich maBgeblichen fiir-
sorgerechtlichen Bestimmungen verpflichtet waren, wurde mit Wirkung vom
1. Oktober 1954 das Abrechnungsverfahren wesentlich vereinfacht. Die Landes-
fiirsorgeverbinde erstatten an die Zentralstelle 589, des Gesamtaufwands fiir die
Firsorgefille, fiir die sie die Kostenersatzpflicht anerkannt haben, und das Bundes-
innenministerium die restlichen 429%,. Die Riickfliisse werden im gleichen Verhilt-
nis zwischen den Landesfiirsorgeverbinden und dem Bundesinnenministerium auf-
geteilt. Diese Neuregelung bedeutet fiir die Zentralstelle Schweiz beim Landes-
fiirsorgeverband Freiburg insofern eine wesentliche Verwaltungsvereinfachung,
weil bis zum 1. Oktober 1954 der Kostenanteil des einzelnen Landesfiirsorge-
verbandes nach den fiir diesen geltenden Fiirsorgerichtsitzen errechnet und der
ungedeckte Aufwand in jedem Einzelfall mit dem Bund verrechnet werden mufte.

Der personelle und sachliche Aufwand der Zentralstelle Schweiz wird von den
deutschen Landesfiirsorgeverbinden und dem Bundesinnenministerium im glei-
chen Verhiltnis getragen, wie diese an der Aufbringung der Unterstiitzungs-
aufwendungen fiir hilfsbediirftige Deutsche in der Schweiz beteiligt sind.

6. Geltungsdauer der deutsch-schweizerischen Fiirsorgevercinbarung

Die deutsch-schweizerische Fiirsorgevereinbarung vom 14. Juli 1952 war zu-
nichst bis zum 31. Marz 1954 befristet. Die deutsche Bundesregierung war beim
Abschlufl der Fiirsorgevereinbarung davon ausgegangen, dafl die deutschen Fiir-
sorgeverbiande grundsitzlich nur diejenigen Betrége fiir hilfsbediirftige Deutsche
in der Schweiz aufwenden konnen, die sie aufzuwenden hitten, wenn diese Hilfs-
bediirftigen im Bereich der Fiirsorgeverbiande zu betreuen wiren. Die Bundes-
regierung erwartete beim Abschlull der Vereinbarung, daf3 dieser Grundsatz spiiter
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auch im Verhéltnis der Schweiz zur Bundesrepublik Deutschland wieder in Geltung
kommen werde, so dafl es dann nicht mehr notwendig sei, einen Bundeszuschul}
als Wihrungs- und Teuerungsausgleich zur Verfiigung zu stellen. Da sich diese
Erwartung der Bundesregierung bis zum Mirz 1954 nicht erfiillte und die Schweiz
nach wie vor darauf bestand, dal Ersatz ihrer Unterstiitzungsaufwendungen fiir
hilfsbediirftige Deutsche in vollem Umfang gewihrt werde, wurde das deutsch-
schweizerische Firsorgeabkommen durch Gesetz vom 24. August 1954 auf un-
bestimmte Zeit verlingert.

Wihrend die Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1954 dem européischen
Fiirsorgeabkommen beigetreten ist, hat die Schweiz den Beitritt zu diesem Ab-
kommen, welches die deutsch-schweizerische Fiirsorgevereinbarung vom 14.Juli
1952 ersetzt hiitte, abgelehnt. Die Folge davon ist, dafl sich die Heimatunter-
stiitzung hilfsbediirftiger Deutscher in der Schweiz auch weiterhin in der bis-
herigen Art und Weise und auch im bisherigen Umfang vollziehen muf.

Vom 27. bis 30. Miirz 1957 fand in Ziirich der dritte schweizerisch-deutsche
Meinungsaustausch iiber die Durchfithung der Vereinbarung statt. Die Praxis
hatte gezeigt, daf} die beiden Partner einige Punkte der Vereinbarung verschieden
auslegten. So war Gegenstand der Aussprache die Berechnung des Pflichtmonats,
die Unterstiitzung von Familien, deren Mitglieder verschiedenes Biirgerrecht
haben, Verwandtenunterstiitzung, Riickerstattung und anderes mehr. Ebenfalls
war der Begriff der durch den Aufenthaltsstaat zu unterstiitzenden alleinstehenden
Frauen im Sinne des Vertrages von 1943 genauer festzulegen. Durch Zugesténd-
nisse beider Seiten konnte in allen wesentlichen Punkten eine Einigung erzielt
werden. Die Ergebnisse sind in einem Protokoll festgehalten worden.

Die Bedeutung der «dritten Kraft» in der Behindertenhilfe

Die Invalidenversicherung fordert die Verselbstdndigung der Behinderten durch
grofiziigige Leistungen. Wozu also noch immer eine Ostersammlung Pro Infirmis?
Deren Berechtigung steht und fiillt mit dem, was man von der Behindertenfiirsorge
erwartet. Wir haben eine ganze Reihe Behinderte mit Beziehungen zu verschiedensten
Fiursorgeinstitutionen gefragt, welches die wichtigste Aufgabe dieser Stellen sei. Eltern
behinderter Kinder, jugendliche und erwachsene Behinderte beiderlei Geschlechts,
sonnige und stiirmische Gemiiter, passive und energiegeladene Temperamente oder
anders gesehen: Menschen mit den verschiedensten Arten und Graden von Behinde-
rungen (Blinde, Gehorlose, Kérperbehinderte, Epileptiker und Debile) stehen den nach-
folgenden Gedanken zu Gevatter.

Das Wichtigste, was die Firsorge zu bieten hat, ist fiir alle, welche erfahren haben,
was Fiirsorge ist und wie sie arbeitet, nicht Geld, nicht einmal Hilfe bei sozialen
Schwierigkeiten im engern Sinn, sondern Rat und Hilfe bei der Uberwindung des Ge-
brechens, beim Suchen nach seinem Platz als Behinderter in der Familie, in der
Gemeinschaft, beim Kampf mit sich selber. Ganz besonders hoch bewerten die Eltern
behinderter Kinder den Beistand der Fiirsorge: selber tief betroffen von der Behinde-
rung ihres Kindes und gleichzeitig méchtig getrieben, dem Kind zu helfen, brauchen
sie jemanden, der ihnen hilft, klar zu sehen, selber wieder Boden unter den Fiilen zu
gewinnen.

Springend ist dabei der Punkt, daB3 die Fursorge als konstantes Element wenn
nétig durch eine ganze Kette von Malnahmen und alle dazwischen und daneben auf-
tauchenden menschlichen und sozialen Schwierigkeiten mitgeht. Je vielfaltiger die
MaBnahmen sind, um so ausgeprigter und weiter verbreitet ist das Bediirfnis nach
einemn dauernden Halt im Reigen der iibrigen einander ablésenden Spezialisten. Je



	Heimatunterstützung an hilfsbedürftige Deutsche in der Schweiz

